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In vielen kapitalistischen Staaten — doch längst nicht in 
allen — finden Wahlen statt, um für eine befristete Dauer 
bestimmte Staatsorgane personell zu besetzen. Der Kreis 

' der zu wählenden Institutionen ist in den einzelnen Län
dern recht unterschiedlich. Diese Art der Ämterbesetzung 
geht am weitesten in den USA, wo nicht nur die Vertre
tungskörperschaften von der höchsten Ebene (beide Kam
mern des Kongresses: Repräsentantenhaus und Senat) bis 
hinunter zur kommunalen Ebene, sondern auch zahlreiche 
Exekutivämter — angefangen beim Präsidenten bis zum 
Leichenbeschauer — sowie teilweise Richter- und Staats
anwaltspositionen auf dem Wege von Wahlen besetzt wer
den. Anders sieht es z. B. in Großbritannien aus, wo nur 
das Unterhaus (nicht jedoch das Oberhaus) des Parlaments 
und die Vertretungen der administrativ-territorialen Ein
heiten gewählt werden.

Es gibt hinsichtlich der Wahlen also weitreichende 
Unterschiede zwischen den kapitalistischen Staaten, und 
zwar, ob überhaupt gewählt wird, welche Institutionen 
gewählt werden und für welche Dauer dies geschieht. Ur
sächlich für die Unterschiede sind von allem das Klassen
kräfteverhältnis in den jeweiligen Ländern und oftmals 
gewisse geschichtliche Traditionen. Doch ungeachtet der 
Buntscheckigkeit des Bildes, das sich darbietet, gelten in 
bezug auf das Wesen der Wahlen im Kapitalismus Lenins 
Worte, „daß das Stimmrecht im Rahmen, in den Institu
tionen, unter den Gepflogenheiten des bürgerlichen Par
lamentarismus einen Teil des bürgerlichen Staatsapparats 
darstellt“.1

Jeglicher Versuch, Wahlrecht und Wahlsysteme sozu
sagen überzeitlich, außerhalb der konkreten ökonomischen 
und politischen Machtstrukturen, „für sich genommen“ zu 
analysieren, ist von vornherein zum Scheitern verurteilt. 
Die gesellschaftlichen Funktionen von Wahlen, ihrer recht
lichen Regelungen, dieser Elemente des politisch-juristi
schen Überbaus einer Gesellschaftsordnung, werden in er
ster Linie vom Klassencharakter des Staates, von der dar
aus abzuleitenden Stellung der zu wählenden staatlichen 
Organe und im besonderen von den Erfordernissen des 
Klassenkampfes in der betreffenden historischen Periode 
geprägt Lenin verlieh diesem für die bürgerliche Staat
lichkeit entscheidenden Determinationszusammenhang mit 
folgenden Worten Ausdruck: „Das Kapital, ist es einmal 
da, herrscht über die ganze Gesellschaft, und keinerlei de
mokratische Republik, keinerlei Wahlrecht ändern etwas 
am Wesen der Sache.“2

Das ist das übergreifende, das bestimmende Moment 
aller Wahlprobleme, mit denen die Arbeiterklasse und alle 
anderen fortschrittlichen Kräfte in ihrem Kampf gegen 
das imperialistische Herrschaftssystem konfrontiert sind. 
Alle Einzelheiten der Wahlen — mag es sich um die Finan
zierung von Wahlkampagnen, die Größe der Klebeflächen 
für Wahlplakate, die Kandidatenaufstellung, die Höhe der 
von einem Bewerber um einen Parlamentssitz zu stel
lenden Kaution, ilie angewandten Verteilungsschlüssel für 
Abgeordnetensitz» ode die den verschiedenen Parteien 
zuzuteilenden Sendezei en im Fernsehen und 'im Rund
funk handeln — lassen ich nur verstehen, wenn man von 
den Gesetzmäßigkeiten ies Klassenkampfes ausgeht, wenn 
man diese Einzelheiten als Telle eines Mechanismus auf

faßt, mit dessen Hilfe die herrschende Kapitalistenklasse, 
insbesondere die großen Monopole, ihre wirtschaftliche 
Macht in politische Macht umzusetzen bestrebt sind.

Die Haltung der Arbeiterklasse zu Wahlen

Die klassenmäßige Einschätzung des Wesens der Wahlen 
im Kapitalismus bedeutet nicht, daß es für die Arbeiter
klasse und ihre Organisationen sinnlos wäre, sich an Wah
len zu beteiligen und um die Veränderung der juristisch
politischen Bedingungen ihrer Durchführung zu kämpfen. 
So hat Lenin im Jahre 1920 die deutschen „linken“ Kom
munisten scharf wegen ihrer Unterschätzung des parla
mentarischen Kampfes kritisiert. Er schrieb, „daß die Be
teiligung an den Parlamentswahlen und am Kampf auf 
der Parlamentstribüne für die Partei des revolutionären 
Proletariats unbedingte Pflicht ist, gerade um die rück
ständigen Schichten ihrer Klasse zu erziehen, gerade um 
die unentwickelte, geduckte, unwissende Masse auf dem 
Lande aufzurütteln und aufzuklären“.3

Deshalb würde es auch auf eine Geringschätzung des 
jahrzehntelangen opferreichen Ringens der Arbeiterklasse 
um demokratische Rechte und Freiheiten, um ihre soziale 
Befreiung hinauslaufen, wollte män daran vorübergehen, 
welche progressiven Veränderungen des Wahlrechts und 
welche teilweise hervorragenden Ergebnisse die Arbeiter
klasse bei Parlaments- oder Präsidentschaftswahlen vor 
allem im 20. Jahrhundert erringen konnte. So galt be
kanntlich bis kurz vor Ende des ersten Weltkriegs für die 
Wahlen zum preußischen Abgeordnetenhaus das nach dem 
Steueraufkommen der Wahlberechtigten gestaltete pluto- 
kratische Dreiklassenwahlrecht, das „ein Gleichgewicht 
der drei Stände, der Wohlhabenden, des Mittelstandes und 
der Unbemittelten, herstellen“ sollte4 und dazu führte, 
daß z. B. im Jahre 1903 die Wähler der 1. Klasse über das 
25fache des Stimmengewichts der Wähler der 3. Klasse 
verfügten. In einer ganzen Reihe von kapitalistischen Län
dern erhielten die Frauen erst nach dem ersten Weltkrieg 
das Stimmrecht (in Deutschland 1919, in England 1928), 
ja mancherorts sogar erst nach dem zweiten Weltkrieg (in 
Italien 1945 und in der Schweiz 1971). Es gelang durch 
den beharrlichen Einsatz fortschrittlicher Kräfte, nicht zu
letzt auch durch das Beispiel der sozialistischen Staaten 
begünstigt, vielfach eine Herabsetzung des aktiven Wahl
alters auf 18 Jahre und zum Teil des passiven Wahlalters 
zu erzwingen sowie zahlreiche andere gegen die werktäti
gen Massen gerichtete, diskriminierende Arten von Ver
mögens-, Ansässigkeits- und Schriftkundigkeitszensus zu 
beseitigen.

Es konnte nicht ausbleiben, daß der Opportunismus 
in der internationalen Arbeiterbewegung, an solche Er
folge anknüpfend, den breiten Schichten der Bevölkerung 
Wahlen und Wahlrecht als ein Zaubermittel hinzustellen 
versucht So verkündete am 23. November 1918 der Par
teiausschuß der SPD in einem Beschluß: „Sie (die SPD) 
erblickt in dem allgemeinen, gleichen, direkten und ge
heimen Wahlrecht aller erwachsenen Männer und Frauen, 
getreu der seit jeher vertretenen Auffassung, die wichtig
ste politische Errungenschaft der Revolution und zugleich 
das Mittel, die kapitalistische Gesellschaftsordnung nach 
dem Willen des Volkes in planmäßiger Arbeit zur sozia
listischen umzuwandeln.“ 5 Wird in diesem Beschluß die 
Sache so dargestellt, als sei die Wahlurne die einzige 
Hürde, die die Arbeiterklasse zu nehmen hätte, um vom 
Kapitalismus zum Sozialismus zu kommen, so hat die 
Geschichte inzwischen hinlänglich bev.de sen, daß sich nir
gends auf der Welt dieser Übergang durch einen einfachen 
Wahlakt vollzogen hat. Nirgends waren Parlaments wählen


